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Mit mindestens acht standardisierten

RÄntgenaufnahmen gelingt es, einen

Åberblick Çber das gesamte Kolon im

Doppelkontrastverfahren zu erhalten.

Andere Autoren, zum Beispiel Miller (3)

= 14 RÄntgenaufnahmen, Welin (4) = 11

RÄntgenaufnahmen, geben einen hÄhe-

ren Filmverbrauch als Minimalprogramm

an. Das mag aus der Sicht dieser Autoren

berechtigt sein, trÉgt jedoch Äkonomi-

schen Gesichtspunkten keine Rechnung.

Entsprechend divergieren im Schrifttum

die VorschlÉge zur Kolonreinigung beim

Doppelkontrasteinlauf. Sie steigern sich

gelegentlich zur InpraktikabilitÉt, wenn

beispielsweise Miller (3) schreibt: ÑWir

drÉngen die Patienten, 240 ml FlÇssigkeit

6-7 Std. lang jede StundeÖ (kursiv vom

Autor) Ñvor der Untersuchung zu

trinkenÖ.
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Die im Schrifttum und in der Rechtspre-

chung der Instanzgerichte bisher umstrit-

tene Frage, ob die Belastung mit Unter-

haltsansprÇchen eines nach miÜlungener

Sterilisation geborenen Kindes einen

ersatzfÉhigen Schaden im Sinne der

88 249 ff. BGB darstellt, hat der Bundes-

gerichtshof (BGH) inzwischen durch

zwei Urteile vom 18. 3. 1980 (IV ZR 105/

78 und VI ZR 247/78) wie folgt ent-

schieden:

1. Die durch eine schuldhaft-fehlerhaf-

te Sterilisation herbeigefÇhrte ungewollte

Schwangerschaft stellt eine SchlechterfÇl-

lung des Arztvertrages dar ($$ 611, 276,

278, 249 BGB). Hieraus ergeben sich

nicht nur ErsatzansprÇche fÇr die Ehe-

frau, bei der der Eingriff vorgenommen

wurde, sondern auch fÇr den Ehemann,

ohne RÇcksicht darauf, ob der Arztver-

trag auch mit ihm geschlossen wurde.

Dies gilt gleichermaÜen fÇr Privatpatien-

ten wie fÇr Kassenpatienten.

2. Die mit der Geburt des unerwÇnsch-

ten Kindes verbundene Unterhaltslast ist

ein VermÄgensnachteil, den der Arzt we-

gen Vertragsverletzung den Eltern zu

gleichen Teilen zu ersetzen hat.

3. Die HÄhe der Schadensersatzlei-

Stung bemiÜt sich danach, was nach

durchschnittlichen Anforderungen fÇr

das Auskommen des Kindes erforderlich

ist. Als Anhalt dienen hier die SÉtze der

Regelunterhaltsverordnung fÇr nichtehe-

liche Kinder (RegUnterhV vom 27. 6.

1970 - BGBl. I S. 1010, zuletzt in der

Fassung der Regelbedarf-Verordnung

vom 28. 9. 1979 - BGBl. I S. 1601)

zuzÇglich eines angemessenen Zuschlags

fÇr den Wert der Dienstleistungen des die

Kinder betreuenden Elternteils. Nicht

maÜgebend fÇr die HÄhe des Schadenser-

satzanspruches der Eltern ist der Unter-

halt, den diese dem Kind konkret, zum

Beispiel bei wirtschaftlich gehobenem

Lebenszuschnitt, schulden. Eine weiter-

gehende Ersatzpflicht des Arztes kann

sich ausnahmsweise dann ergeben, wenn

besondere UmstÉnde besondere Auf-

wendungen erfordern, beispielsweise bei

genetisch oder perinatal geschÉdigten

Kindern.

Der so errechnete EntschÉdigungsbe-

trag muÜ dann um denjenigen Kinder-

geldbetrag vermindert werden, der gera-

de durch die Geburt des ungewollten

Kindes ausgelÄst worden ist. Der Ersatz-

anspruch der Eltern besteht nur fÇr die

Zeit, bis das Kind das 18. Lebensjahr

vollendet hat.

4. Die HerbeifÇhrung einer ungewoll-

ten Schwangerschaft bei einer Frau durch

einen fehlerhaften Sterilisationseingriff

stellt zivilrechtlich eine KÄrperverletzung

im Sinne des $ 823 Abs. 1 BGB dar, die

den Arzt zur Zahlung eines Schmerzens-

geldes verpflichtet (BGH, Urteil vom 18.

3.1980-VIZR 247/78-). DarÇber hinaus

dÇrfte auch der Straftatbestand der fahr-

lÉssigen KÄrperverletzung ($$ 223, 230

StGB) erfÇllt sein (offengelassen bei

BGH aa0.).

SchÉden der vorstehenden Art sind als

VermÄgensschÉden im Rahmen der be-

stehenden Berufshaftpflichtversicherung

gedeckt. Da derzeit die Deckungssumme

im Versicherungsjahr auf 25 000 DM be-

grenzt ist, empfiehlt sich fÇr den Arzt,

diese Summe gegen einen PrÉmienzu-

schlag zu erhÄhen. MÄglich ist die Ver-

einbarung eines Haftungsverzichts fÇr

den Fall des Nichteintritts des mit der

Sterilisation erstrebten Erfolges. Die

Rechtswirksamkeit des Verzichts erfor-

dert jedoch eine umfassende AufklÉrung

Çber die Tragweite des Verzichts, der von

beiden Ehegatten erklÉrt werden muÜ.
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